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Der Bundesminister des Innern 

D II 2 - 220 770/57 


Bonn, den 9. Mai 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr, : Verbesserung der Altersversorgung von Angestellten 
und Arbeitern im öffentlichen Dienst 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Franz, Wagner, 
Wieninger, Schlager und Genossen 
- Drucksache V/2828 - 


Mit Inkrafttreten des Tarifvertrages über die Versorgung der 
Arbeitnehmer des Bundes und der Länder sowie von Arbeit- 
nehmern kommunaler Verwaltungen und Betriebe vom 
4. hN^ovember 1966 und der entsprechenden Neufassung der 
Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
(VBL) am 1. Januar 1967 ist die Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung für die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes in 
eine dynamische Gesamtversorgung umgestaltet und damit 
nach dem übereinstimmenden Urteil aller Tarifpartner in außer- 
ordentlichem Maße verbessert worden. Zugleich stellten die 
Tarifvertragsparteien sicher, daß in den Bereichen des öffent- 
lichen Dienstes, die nicht an der VBL beteiligt sind (Saarland, 
kommunale Versorgungseinrichtungen), vom 1. Januar 1967 an 
das bisherige Zusatzversorgungsrecht entsprechend geändert 
bzw. in weiteren Bereichen neu eingeführt wurde. Damit besteht 
seit dem 1. Januar 1967 für alle Arbeitnehmer des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden ein einheitliches Versorgungsrecht; 
für die Arbeitnehmer der Deutschen Bundesbahn und der Deut- 
schen Bundespost bestehen eigene Versorgungseinrichtungen. 

Dies vorausgeschickt, antworte ich auf die Feststellungenunter L 
und die Fragen unter IL der Kleinen Anfrage im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen wie folgt: 

I. 1. Bei Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst, bei denen der 
Versorgungsfall vor 1970 eintritt, wird der Versorgungs- 
anspruch dadurch gemindert, daß bei der Bemessung ihrer 
Gesamtversorgung die Beitragsbemessungsgrenze der frühe- 
ren Zusatzversorgungsregelung berücksichtigt wird, während 
nach dem neuen Zusatzversorgungsredit keine Beitrags- 
bemessungsgrenze gilt. 
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II. 1, Ist die Bundesregierung bereit, in Verhandlungen mit an- 
deren Tarifpartnern darauf hinzuwirken, daß die unter I. 1. 
genannte Regelung in Wegfall kommt, wenn die künftigen 
Versorgungsempfänger Beiträge für die Beitragsbemessungs- 
grenze übersdiießenden Gehaltsteil nachentrichten ? 

Es trifft zu, daß die frühere Beitragsbemessungsgrenze der VBL 
von 1 820 DM monatlich infolge der Bemessung der Versorgung 
nach dem beitragspflichtigen Arbeitsentgelt der letzten drei 
Kalenderjahre Einfluß auf die Höhe der Versorgungsrente der 
Angestellten hat, deren Arbeitsentgelt diese Grenze überschritt 
und deren Versorgungsfall bis zum 31. Dezember 1969 ein- 
getreten ist oder noch eintritt. Dies folgt zwingend aus dem auch 
in der Neuregelung beibehaltenen Grundsatz, daß die Versor- 
gung nur nach dem Arbeitsentgelt bemessen werden kann, für 
das Beiträge entrichtet worden sind. Die Möglichkeit der Bei- 
tragsnachentrichtung für die Zeit vor dem 1. Januar 1967 ist 
bewußt nicht vorgesehen worden, da die Nachversicherung dann 
folgerichtig auch auf die vor 1967 eingetretenen Versorgungs- 
fälle hätte erstreckt werden müssen. Dies hätte die Neuregelung 
aus finanziellen und verwaltungstechnischen Gründen von vorn- 
herein unmöglich gemacht. Bemühungen um eine Übergangs- 
regelung für den oben genannten Personenkreis versprechen 
daher mit Sicherheit keinen Erfolg. 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß auch die gesetzliche 
Rentenversicherung, auf der die Versorgung der Arbeitnehmer 
des öffentlichen Dienstes aufbaut, bei Erhöhung der Beitrags- 
bemessungsgrenzen eine Nachversicherung des die früheren 
Beitragsbemessungsgrenzen überschreitenden Arbeitsentgelts 
nicht kennt. 

I. 2. Die sogenannte „amtslose Zeit" (Zeit, die ohne eigenes Ver- 
schulden des Arbeitnehmers nach dem Krieg außerhalb des 
öffentlichen Dienstes verbracht wurde) wird bei der Be- 
messung der Gesamtversorgung nicht voll berücksichtigt. 

II. 2. Ist die Bundesregierung bereit, in Verhandlungen mit an- 
deren Tarifpartnern darauf hinzuwirken, daß die unter I. 2. 
erwähnte „amtslose Zeit" (notfalls nur im Wege der Über- 
gangsregelung für einen Personenkreis von bereits älteren 
Angestellten und Arbeitern) als voll versorgungssteigernd 
gewertet wird ? 

Die Neuregelung hat das Versicherungsprinzip beibehalten. Es 
können daher nur mit Beiträgen belegte Zeiten voll versor- 
gungssteigernd berücksichtigt werden. Darüber hinaus werden 
andere Zeiten zur Hälfte berücksichtigt, z. B. Zeiten, die der 
Berechnung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
zugrunde liegen, sowie Zeiten des Wehrdienstes, des Kriegs- 
dienstes und der Kriegsgefangenschaft. Im allgemeinen wird 
damit die sog, „amtslose Zeit" erfaßt. Die Beispiele zeigen je- 
doch, daß sich eine volle Anrechnung nicht auf die Fälle der 
„amtslosen Zeit" beschränken ließe. Aus diesem Grund fanden 
meine Bemühungen um eine günstigere Sonderregelung auf der 
Arbeitgeberseite keine hinreichende Unterstützung. Im Inter- 
esse der eingangs dargestellten einheitlichen Gesamtregelung 
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käme auch für den Bund eine Änderung des bestehenden Rechts 
nur in vollem Einvernehmen mit allen Arbeitgebern des öffent- 
lichen Dienstes in Betracht. 

I. 3. Auf die Gesamtversorgung werden Leistungen aus Lebens- 
versicherungsbeiträgen, die vom Arbeitgeber bezuschußt 
waren, in einer Höhe angerechnet, die die tatsächlichen 
Leistungen der Lebensversicherung übersteigt. 

IL 3. Ist die Bundesregierung bereit, zusammen mit den anderen 
Tarifpartnern zu prüfen, ob die unter I. 3. erwähnte An- 
rechnung von jährlich 15 Vo des Lebensversicherungskapitals 
auf die Versorgungsrente der Höhe nach gerechtfertigt ist? 

Diese Regelung ist in erster Linie dadurch bedingt, daß die sat- 
zungsgemäße Mindestversorgung ebenfalls 15 v. H. jährlich der 
Pflichtbeiträge beträgt. Wählt der nicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung pflichtversicherte Arbeitnehmer an Stelle 
einer vom Arbeitgeber bezuschußten Lebensversicherung die 
Versicherung in der VBL, sichert er sich damit in jedem Falle die 
Mindestversorgungsrente. Mit gleichem Beitragsaufwand er- 
zielte anderweitige Leistungen können nicht mit einem gerin- 
geren Satz bewertet werden und damit im Ergebnis höhere 
Versorgungsleistungen erbringen, als dies bei einer ausschließ- 
lichen Versicherung bei der VBL der Fall wäre. Die Herab- 
setzung des pauschalen Anrechnungssatzes bei Lebensversiche- 
rungen würde somit die Herabsetzung der Mindestversorgungs- 
rente der VBL voraussetzen. Eine solche Maßnahme kann nicht 
in Betracht gezogen werden. Im üuiigeii ist bei den Verhand- 
lungen von Sachverständigen errechnet worden, daß der An- 
rechnungssatz von 15 V. H. der Beiträge in der Regel den tat- 
sächlichen Leistungen der Lebensversicherungen entspricht. 


IL 4. Ist die Bundesregierung ferner bereit, darauf hinzuwirken, 
daß Härten, die sich übergangsweise aus der Umstellung des 
Zusatzversorgungsrechts vor allem für ältere Arbeiter und 
Angestellte ergeben, beseitigt werden? 

Die Tarifvertragsparteien stellen zur Zeit gemeinsame Über- 
legungen an, ob und ggf. in welcher Weise Schwierigkeiten 
unterschiedlicher Art, die sich aus der Neuregelung ergeben, 
begegnet werden kann. Die Bundesregierung ist bereit, im 
Rahmen dieser Verhandlungen zu prüfen, wo besondere Härten 
vorliegen und wie diese ggf. ganz oder teilweise ausgeglichen 
werden können. 


Benda 
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